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1 EINLEITUNG 

Unterschiedliche politische Maßnahmen zur Verminderung von Verteilungswirkungen des 
Ausbaus erneuerbarer Energien sind in den letzten Jahren insbesondere vor dem Hinter-
grund der gestiegenen Umlage auf den Stromverbrauch zur Finanzierung der Förderung 
nach dem Erneuerbaren-Energien-Gesetz (EEG) thematisiert worden. Die EEG-Umlage 
war im Jahr 2013 mit 5,28 ct/kWh um 48 % höher als im Vorjahr (2012: 3,59 ct/kWh); sie 
ist 2014 weiter auf 6,24 ct/kWh gestiegen und 2015 leicht auf 6,17 ct/kWh gesunken. Für 
das Jahr 2016 wird eine EEG-Umlage von 6,35 prognostiziert.1 Sie macht damit (einschl. 
anteiliger Mehrwertsteuer) rund ein Viertel des Strompreises für Haushalte aus (BDEW, 
August 2015). Auch für gewerbliche Stromverbraucher, die nicht durch die besondere Aus-
gleichsregelung begünstigt werden, werden die Stromkosten in zunehmendem Maße von 
der EEG–Umlage beeinflusst. 

Die Höhe des gesamten Umlagebetrages ergibt sich im Wesentlichen aus den Vergütungen 
bzw. Prämien und den Vermarktungserlösen von EEG-Strom. Darüber hinaus hängt die 
Umlage in ct/kWh in starkem Maße davon ab, auf welche letztlich verbrauchte Menge der 
Umlagebetrag umgelegt wird; d.h. wie stark energieintensive Unternehmen und Eigenver-
braucher von der Umlage ausgenommen werden. Es ist zu beachten, dass die EEG-Um-
lage für sich genommen nicht unmittelbar die Mehrkosten erneuerbarer Energien wider-
spiegelt. Durch den Merit-Order-Effekt bewirkt die Stromerzeugung aus EEG-Anlagen eine 
Verminderung des Börsenstrompreises (2014 um 0,6 ct/kWh), die zumindest teilweise an 
Stromletztverbraucher weitergegeben wird (Sensfuß 2015; Pudlik 2015). Aufgrund dieses 
Effektes konnten privilegierte Stromverbraucher unter Umständen sogar eine Nettoentlas-
tung der Stromkosten durch das EEG erreichen. Für nicht-privilegierte Verbraucher ergibt 
sich allerdings auch unter Berücksichtigung des Merit-Order-Effektes eine spürbare Netto-
belastung.  

Die gesellschaftliche Akzeptanz der politischen Förderung erneuerbarer Energien hängt 
unter anderem davon ab, wie hoch die gesamten finanziellen Belastungen sind und wie sie 
zwischen Unternehmen und Haushalten sowie innerhalb dieser Bereiche aufgeteilt werden. 
Bei den privaten Haushalten haben die Ausgaben für Strom einen Anteil von 2,53 % an den 
gesamten Konsumausgaben im Inland 2014 (StBA 2015). Hiervon entfällt rund ein Viertel 
(ca. 0,6 %) auf die EEG-Umlage. Die durchschnittliche Belastung der privaten Haushalte 
durch die EEG-Umlage ist somit gemessen an den gesamten Konsumausgaben relativ ge-
ring. Für einkommensschwache Haushalte sind die relativen Belastungen in Bezug auf die 
Konsumausgaben bzw. das verfügbare Einkommen allerdings erheblich höher, so dass der 

                                                

 

1  Die Umlage für 2015 ergibt sich aus der Kernumlage von 5,957 ct/kWh, der Liquiditätsreserve von 0,604 

ct/kWh und dem Kontoausgleich aus dem Vorjahr von -0,390 ct/kWh; der gesamte Umlage-betrag für 2015 

beträgt 21,8 Mrd. € (ÜNB 2014). Für 2016 ergibt sich eine Kernumlage von 6,407; der gesamte Umlagebe-

trag steigt auf 22,9 Mrd. € (ÜNB 2015). 



GWS DISCUSSION PAPER 2015/18 

WWW.GWS-OS.COM  2 

 

Strompreis und dementsprechend die EEG-Umlage eine regressive Verteilungswirkung ha-
ben. Dieser Zusammenhang wurde in einer Reihe von Studien für Deutschland belegt (vgl. 
Bardt, Niehues, Techert 2012; Neuhoff u.a. 2012; Neuhoff u.a. 2013; Bardt, Niehues 2013; 
Grösche, Schröder 2013; Lehr, Drosdowski 2013; Frondel, Sommer 2014; Heindl u.a. 2014; 
Heindl 2014; Lehr, Drosdowski 2015). Auch internationale Studien bestätigen, dass Abga-
ben bzw. Umlagen auf den Strompreis regressiv wirken (EEA 2012; Flues, Thomas 2015; 
Heindl, Löschel 2015). Die regressive Verteilungswirkung der EEG-Umlage ist insgesamt 
betrachtet relativ gering. Gerade für Haushalte mit sehr niedrigem Einkommen ist die finan-
zielle Belastung durch die Umlage aber spürbar. Bei einem jährlichen Stromverbrauch ei-
nes Haushalts von 3500 kWh beträgt die monatliche Belastung durch die EEG-Umlage ein-
schließlich Mehrwertsteuer im Jahr 2015 rund 21 €. Insofern könnte eine steigende EEG-
Umlage Phänomene von „Energiearmut“ verstärken (vgl. Breitschopf, Diekmann 2013; 
Tews 2013; Heindl u.a. 2014).  

Vor diesem Hintergrund sind in den letzten Jahren unterschiedliche Ansätze zur Diskussion 
gestellt worden, mit denen die finanziellen Belastungen der Stromverbraucher insgesamt 
bzw. insbesondere der einkommensschwachen Haushalte durch das EEG vermindert wer-
den könnten (Abbildung 1): 

• Verminderung der EEG-Differenzkosten, 
• Verbreiterung der Umlagebasis,  
• Alternative Finanzierung des EEG aus öffentlichen Haushalten, 
• Teilweise Finanzierung des EEG aus einem EEG-Fonds, 
• Verminderung der Stromsteuer, 
• Erhöhung von Sozialleistungen und 
• Verbesserung der Energieeffizienz.  

Diese Ansätze werden im Folgenden kurz vorgestellt und hinsichtlich ihrer Vor- und Nach-
teile diskutiert und bewertet. 
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Abbildung 1:  

Politische Ansatzpunkte zur Verminderung der Belast ungen durch die EEG-Umlage 

 

 

2 VERMINDERUNG DER EEG-DIFFERENZKOSTEN 

Eine Verminderung der Differenzkosten des Ausbaus erneuerbarer Energien würde die ein-
zelwirtschaftlichen Belastungen durch die EEG-Umlage insgesamt vermindern. Eine solche 
Kostensenkung darf allerdings nicht mit einem verminderten Ausbau erneuerbarer Ener-
gien erkauft werden. Bei vorgegebenen Zielen der Energiewende sollte die Förderung je-
doch grundsätzlich mit möglichst geringen Kosten erreicht werden. Dies gilt aus volkswirt-
schaftlicher Sicht auch unabhängig von den damit verbundenen Verteilungswirkungen. Die 
Forderung nach hoher Kosteneffizienz ist dabei nicht statisch, d.h. allein hinsichtlich der 
kurzfristigen Kosten und Erträge zu verstehen, sondern im Sinne einer dynamischen Effizi-
enz, die die langfristigen Entwicklungspfade, technischen Effizienzverbesserungen und 
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Kostensenkungspotenziale einbezieht.2 Deshalb wäre insbesondere eine Beschränkung 
der Förderung auf bereits heute besonders kostengünstige Technologien nicht angemes-
sen.  

Zu niedrigen Kosten kann ein intensiver Wettbewerb zwischen Investoren bzw. Betreibern 
von EEG-Anlagen beitragen. Ein solcher Wettbewerb ist grundsätzlich mit unterschiedli-
chen Fördermodellen möglich. Die Förderung durch das EEG beruht bisher im Wesentli-
chen auf Einspeisevergütungen und Marktprämien, die auf Basis von vorgegebenen „an-
zulegenden Werten“ berechnet werden. Feste Einspeisevergütungen bieten eine hohe In-
vestitionssicherheit und ermöglichen damit günstige Finanzierungsbedingungen, die zu ge-
ringen Kapitalkosten der Anlagenbetreiber beitragen. Zur Vermeidung von Mitnahmeeffek-
ten bzw. unnötigen Zusatzgewinnen (Windfall Profits) wird die Förderhöhe nach Techniken 
und Einsatzbereichen differenziert. Des Weiteren ist die Förderhöhe grundsätzlich degres-
siv gestaltet, damit Lerneffekte angereizt werden und zugleich hohe Gewinne vermieden 
werden. Die jeweilige Absenkung der anzulegenden Werte wird zum Teil auch davon ab-
hängig gemacht, inwieweit ein vorgegebener Zielkorridor erreicht wird. Die zunehmende 
Förderung der Direktvermarktung mit einer Marktprämie beruht hinsichtlich der Förderhöhe 
auf denselben anzulegenden Werten wie die Vergütungssätze. Mit der Direktvermarktung 
wird vor allem angestrebt, dass der Anlagenbetrieb stärker an den kurzfristigen Marktbe-
dingungen ausgerichtet wird und damit der Marktwert von Strom aus erneuerbaren Ener-
gien steigt. Inwieweit künftig durch Ausschreibungen die Kosteneffizienz des EEG weiter 
erhöht werden kann, kann derzeit noch nicht beurteilt werden.  

Neben den Förderregeln hängen die EEG-Differenzkosten auch von weiteren Faktoren ab, 
die Einfluss auf die Höhe der Strompreise an der Börse haben. Hierzu zählen neben den 
Preisen fossiler Energien zum einen die Fragen des künftigen Strommarktdesigns, die im 
Weißbuch des BMWi (2015) thematisiert werden. Zum anderen sind aber auch die Wech-
selwirkungen mit dem europäischen Emissionshandelssystem (EU ETS) und mit nationalen 
Maßnahmen zum Klimaschutz von Bedeutung. Eine Stärkung des EU ETS wie durch die 
aktuelle Einführung der Marktstabilisierungsreserve und weitere klimaschutzpolitische 
Maßnahmen im Kraftwerksbereich führen zu einer Erhöhung des Börsenpreises für Strom. 
Dadurch vermindern sich die Differenzkosten erneuerbarer Energien und auch der EEG-
Umlagebetrag. Dennoch steigen dadurch in der Summe die Strompreise für Verbraucher 
und damit deren Stromausgaben. 

Auch wenn der künftige Ausbau von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien kosten-
günstig erfolgt, ist zu beachten, dass ein Großteil des Umlagebetrages für die nächsten 
Jahre bereits durch historische Verpflichtungen für bestehende Anlagen vorbestimmt ist 
und nur noch von der Entwicklung der Strompreise abhängt. Die Möglichkeiten zur Entlas-
tung der Verbraucher durch eine effizientere Förderung sind insofern begrenzt, da dadurch 
die Kosten für Neuanlagen, nicht aber diejenigen für Bestandsanlagen vermindert werden.  

                                                

 

2  Hiermit sind naturgemäß große Unsicherheiten verbunden. 
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3 VERBREITERUNG DER UMLAGEBASIS  

Die EEG-Differenzkosten werden im Wesentlichen auf den nicht-privilegierten Letztver-
brauch von Strom umgelegt. Ausnahmen für energieintensive Unternehmen durch die Be-
sondere Ausgleichsregelung und für den Eigenverbrauch (Selbstverbrauch von eigener-
zeugtem Strom) vermindern die Bezugsbasis und erhöhen somit die finanzielle Belastung 
von anderen Stromverbrauchern. Eine Verminderung solcher Privilegien könnte somit zu 
einer Senkung des Regelsatzes der Umlage beitragen (vgl. z.B. Löschel u.a. 2012).  

Die im Jahr 2003 eingeführte und danach mehrmals angepasste Besondere Ausgleichsre-
gelung hat in den letzten Jahren zu einer zunehmenden Umverteilung des EEG-Umlage-
betrages geführt. Für die Jahre 2014 und 2015 liegt dieses Entlastungsvolumen in einer 
Größenordnung von rund 5 Mrd. € pro Jahr (Horst 2015). In den letzten Jahren ist dieses 
Volumen gestiegen. Dieser Anstieg ergab sich als Folge der steigenden EEG-Differenzkos-
ten und der Ausweitung des Kreises der Berechtigten. 

Der eigenerzeugte Strom wurde im EEG ursprünglich bei der Bestimmung der Umlagebasis 
nicht berücksichtigt, da die Wälzung im früheren Mechanismus des bundesweiten Aus-
gleichs anhand von gelieferten Strommengen erfolgte. Die Nichteinbeziehung des Eigen-
verbrauchs stellt allerdings (wie bei anderen Umlagen bzw. Abgaben) eine Begünstigung 
dar, die die Anreize für die Eigenerzeugung verzerrt. Der eigenerzeugte Eigenverbrauch 
spielt stromwirtschaftlich eine große Rolle. Vom gesamten Nettostromverbrauch von 530,6 
Mrd. kWh im Jahr 2013 betrug die konventionelle Eigenerzeugung (überwiegend in KWK) 
60,7 Mrd. kWh; hinzu kam der Selbstverbrauch von Solarstrom von 1,4 Mrd. kWh (Prognos 
2014).  

Im Vorfeld der jüngsten EEG-Novellierung wurden in unterschiedlichen Studien Vorschläge 
zur Änderung der Besonderen Ausgleichsregelung und zur Belastung des Eigenverbrauchs 
entwickelt (Neuhoff, Küchler u.a. 2013, Matthes, Cludius u.a. 2014). Diesen Studien zufolge 
könnte die EEG-Umlage für den nicht-privilegierten Stromverbrauch durch restriktivere 
Sonderregeln um bis zu 20 % vermindert werden, ohne die Wettbewerbsfähigkeit strom-
kosten- und handelsintensiver Unternehmen zu gefährden.3 

Mit dem EEG 2014 wurde die Besondere Ausgleichsregelung unter Berücksichtigung der 
Vorgaben der Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien der Europäischen Kommission vom Ap-
ril 2014 neugefasst und die Regeln für den Eigenverbrauch verändert. Die Neuregelung im 
Bereich der stromintensiven Industrie hat nach Ansicht der Bundesregierung „nicht Sinn 
und Zweck … Mehreinnahmen zu generieren; vielmehr zielt sie  darauf ab, eine Ausweitung 
des Begünstigtenkreises und Mindereinnahmen im Vergleich zu der bisherigen Regelung 
zu vermeiden“ (Bundesregierung 2014, S. 32). Im Bereich der Eigenstromerzeugung wird 
nun Strom aus Neuanlagen mit einer Leistung ab 10 kW an der Umlage beteiligt. Für Strom 

                                                

 

3  Ein vollständiger Verzicht auf die besondere Ausgleichsregelung würde hingegen die Wettbewerbsfähigkeit 

von sehr strom- und handelsintensiven Unternehmen gefährden und hätte negative gesamtwirtschaftliche 

Wirkungen (Grave u.a. 2015).  
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aus EE-Anlagen und hocheffizienten KWK-Anlagen gelten verminderte Umlagesätze (an-
steigend 30-40 % der Umlage). Bei der Besonderen Ausgleichsregelung wird die Eigenver-
sorgung berücksichtigt und somit wie bezogener Strom begünstigt. 

Die bisherigen Anpassungen der Besonderen Ausgleichsregelung haben im Vergleich zum 
EEG 2012 einen kostendämpfenden Effekt auf die EEG-Umlage (Bundesregierung 2014). 
Diese Änderungen im EEG 2014 können allerdings (auch nach Ablauf der Übergangsvor-
schriften) kaum bewirken, dass die nicht-privilegierten Stromverbraucher bei der EEG-Um-
lage im Vergleich zur derzeitigen Situation spürbar entlastet werden. Um dies zu erreichen, 
müsste der Begünstigtenkreis der Besonderen Ausgleichsregelung durch eine weitere Ver-
schärfung der zugrundeliegenden Schwellenwerte einschränkt werden und die begünstig-
ten Unternehmen müssten höhere Anteile an der Umlage tragen.  

4 ALTERNATIVE FINANZIERUNG DES EEG AUS ÖFFENTLI-
CHEN HAUSHALTEN 

Von verschiedenen Seiten wird vorgeschlagen, die umlagebasierte Finanzierung des EEG 
zumindest teilweise durch eine Finanzierung über öffentliche Haushalte zu ersetzen 
(Hüther 2012; Verbraucherzentrale Bundesverband 2013; Bardt 2014; Heindl, Schüßler, 
Löschel 2014). Begründet wird diese Forderung damit, dass das Parlament eine stärkere 
Kontrolle über die steigenden Ausgaben zur Förderung erneuerbarer Energien erhalten 
soll, dass die regressive Verteilungswirkung der EEG-Finanzierung vermieden werden soll 
und dass eine technologiepolitisch motivierte Förderung Aufgabe öffentlicher Haushalte sei. 
Eine Finanzierung aus öffentlichen Haushalten würde allerdings den Grundcharakter des 
EEG verändern und wäre ihrerseits mit erheblichen Problemen verbunden. 

Für eine Finanzierung aus öffentlichen Haushalten könnten grundsätzlich Steuern erhöht, 
andere öffentliche Ausgaben vermindert oder die Staatsverschuldung erhöht werden. In 
einem Kurzgutachten des Instituts der Deutschen Wirtschaft (IW) im Auftrag unterschiedli-
cher Wirtschaftsverbände (Bardt, Brügelmann, Niehues, Schaefer 2012) wurden die Auf-
kommens- und Verteilungswirkungen unterschiedlicher Steuererhöhungen zur Finanzie-
rung der EEG-Kosten im Jahr 2013 untersucht, wobei von einem Finanzbedarf von rund 18 
Mrd. € ausgegangen wird. Betrachtet werden hierfür Erhöhungen der Umsatzsteuer, der 
Stromsteuer und Einkommenssteuer.  

Die Umsatzsteuer ist als Mehrwertsteuer (MWSt) ausgestaltet und belastet somit im We-
sentlichen den privaten Konsum. Der Regelsatz beträgt derzeit 19 %. Daneben gilt für be-
stimmte Güter wie z.B. Nahrungsmittel ein reduzierter Satz von 7 %. Durch die proportio-
nale Besteuerung des Konsums wirkt die Mehrwertsteuer hinsichtlich des Einkommens 
grundsätzlich regressiv, diese Wirkung kann durch eine Differenzierung der Steuersätze 
abgeschwächt werden. Zur Finanzierung des EEG könnten die Sätze nach der IW-Studie 
auf 21 % bzw. 8 % erhöht werden. Die Durchschnittsbelastung der privaten Haushalte 
würde dadurch im Vergleich zur EEG-Umlage insgesamt zunehmen. Nur im untersten Ein-
kommensdezil ergäbe sich eine geringe Entlastung (von 6 € pro Kopf im Jahr). Die regres-
sive Verteilungswirkung würde etwas abgeschwächt, aber nicht beseitigt.  
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Die Stromsteuer wird auf den Verbrauch von Strom erhoben, wobei insbesondere für Un-
ternehmen im Produzierenden Gewerbe bestimmte Vergünstigungen gelten. Der Regelsatz 
der Stromsteuer beträgt derzeit 2,05 ct/kWh (zuzüglich MWSt). Im Bereich der privaten 
Haushalte wirkt die Stromsteuer – wie der Strompreis insgesamt – regressiv. Zur Teilfinan-
zierung des EEG könnte die Stromsteuer nach der IW-Studie um 2 ct/kWh erhöht werden, 
wobei allerdings stromintensive Unternehmen, die momentan von der Besonderen Aus-
gleichsregelung des EEG profitieren, ausgeschlossen werden. Eine solche Erhöhung der 
Stromsteuer könnte aufgrund des relativ geringen Volumens nur sehr begrenzt zur EEG-
Finanzierung beitragen. In Kombination mit einer Umsatzsteuererhöhung (auf 20 % bzw. 8 
%) würde ebenfalls die Durchschnittsbelastung der privaten Haushalte im Vergleich zur 
EEG-Umlage insgesamt zunehmen, während die regressive Verteilungswirkung in dieser 
Variante höher wäre als im Fall einer reinen Umsatzsteuererhöhung.  

Die Einkommensteuer ist progressiv ausgestaltet, so dass einkommensschwächere Haus-
halte hiervon relativ geringer belastet werden als einkommensstärkere Haushalte. Da eine 
politische Umsetzung einer unmittelbaren Erhöhung der Grenzsteuersätze schwierig sei, 
schlägt das IW hierzu eine Anpassung in der Form des Solidaritätszuschlags vor („Energie-
Soli“). Der Solidaritätszuschlag beträgt derzeit 5,5 % der Einkommensteuer. Zur Finanzie-
rung des EEG könnte dieser Satz nach Berechnungen des IW auf 12,5 % (oder in Kombi-
nation mit einer Stromsteuererhöhung auf 9,5 %) erhöht werden. Die Durchschnittsbelas-
tung der privaten Haushalte würde dadurch im Vergleich zur EEG-Umlage insgesamt zu-
nehmen. In den unteren Einkommensdezilen ergäben sich aber deutliche Entlastungen. 
Somit würde die regressive Verteilungswirkung der bisherigen Umlage in dieser Variante 
durch eine progressive Belastung ersetzt. Damit würden allerdings keine Anreize zur Ver-
minderung des Stromverbrauchs gesetzt.  

In allen Steuer-Varianten werden die privaten Haushalte insgesamt stärker belastet als 
durch die EEG-Umlage, während die Unternehmen insgesamt entlastet würden. Eine deut-
liche Verminderung der Belastung von einkommensschwächeren Haushalten würde nur 
durch eine Erhöhung der Einkommensteuer erreicht. Vor diesem Hintergrund plädiert das 
IW für einen „Energie-Soli“ (Hüther 2012).4 

Es sprechen allerdings gewichtige Gründe gegen eine vollständige Finanzierung der EEG-
Kosten aus öffentlichen Haushalten:  

1) Obwohl das Parlament grundsätzlich die Kosten der Förderpolitik kontrollieren soll, 
kann eine Finanzierung aus dem jeweiligen Jahreshaushalt problematisch sein, wenn 
dies mit der Gefahr einer Stop-and-go-Politik verbunden ist. Ein stetiger Ausbau er-
neuerbarer Energien zur Erreichung der vorgegebenen längerfristigen Ziele kann 
dadurch gefährdet werden. Zudem kann eine zunehmende Unsicherheit der Förder-
bedingungen die Finanzierungskosten neuer Anlagen erhöhen. 

2) Die Finanzierung durch Steuern führt im Vergleich zu einer Umlage nur bedingt zu 
einer Verbesserung der Verteilungswirkungen. So kommt es in den bisher untersuch-

                                                

 

4  Bardt (2014) fordert „die teilweise Einführung einer Teilfinanzierung durch die öffentlichen Haushalte“. 
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ten Szenarien durchweg zu einer zusätzlichen Belastung der privaten Haushalte zu-
gunsten der Unternehmen. Eine regressive Verteilungswirkung wird nur im Fall der 
Erhöhung der Einkommensteuer vermieden, deren Umsetzung allerdings (allein 
schon angesichts der bisherigen Kritik am Solidaritätszuschlag) ebenfalls auf politi-
schen Widerstand treffen dürfte.  

3) Außerdem sind die Differenzkosten des EEG ursächlich letztlich dem Stromverbrauch 
zuzurechnen, sodass grundsätzlich eine Finanzierung durch die Stromverbraucher 
angemessen ist (Gawel u.a. 2012, 2015). Diese Kostenanrechnung führt auch dazu, 
dass entsprechend hohe finanzielle Anreize für effizientere Verwendung von Energie 
und für Energieeinsparungen gesetzt werden. 

Deshalb sollten die EEG-Kosten auch künftig grundsätzlich über eine Umlage auf den 
Stromverbrauch finanziert werden. 

5 TEILWEISE FINANZIERUNG DES EEG AUS EINEM EEG-
FONDS 

Angesichts einer stark steigenden EEG-Umlage ist im Jahr 2013 von mehreren Seiten vor-
geschlagen worden, die EEG-Kosten teilweise durch einen Fonds5 zu finanzieren (Verbrau-
cherzentrale Bundesverband 2013, Töpfer, Bachmann 2013, Aigner 2013). Damit wird das 
Ziel verfolgt, die aktuelle Belastung der Stromverbraucher durch die EEG-Umlage zu ver-
mindern, indem ein Teil der Kosten (Altlasten bzw. Kosten für marktfernere Technologien) 
umverteilt und in die Zukunft verschoben werden. Die Bewertung der Einführung eines 
Fonds hängt wesentlich davon ab, wie er begründet, ausgestaltet und finanziert werden 
könnte und von welchen künftigen Differenzkostenentwicklungen ausgegangen wird. 
Hierzu sind in Studien des Öko-Instituts und des IASS unterschiedliche Szenarien analy-
siert worden (Matthes, Haller, Hermann, Loreck 2014; Matschoss, Töpfer 2015).6  

Ohne Einführung eines Fonds würden die jährlichen EEG-Differenzkosten im Referenzsze-
nario der Studie des Öko-Instituts (bei einem real konstanten Strompreis von 40 €/MWh) 
bis 2035 in einer Größenordnung von rund 20 Mrd. € (zu Preisen von 2014) liegen und 
danach bis 2050 auf etwa 28 Mrd. € steigen (ca. 7 ct/kWh). Für die Einführung eines Fonds 
werden dort drei Modelle betrachtet: 

Im ersten Modell (Fonds für Bestandsanlagen) werden alle in der Vergangenheit eingegan-
genen Zahlungsverpflichtungen von der Umlage ausgenommen und in einen Fonds über-
führt. Es handelt sich um einen „vertikalen Kostenschnitt“, da der Umlagebetrag dann nur 
noch Neuanlagen umfasst und 2015 abrupt auf null sinkt. In den nächsten zwei Jahrzehnten 
müsste durch den Fonds (real) eine Summe von 231 Mrd. € aufgebracht werden, wobei der 

                                                

 

5  Diese Vorschläge wurde unter verschiedenen Bezeichnungen diskutiert, z.B. Altschuldenfonds/Bad Bank, 

Streckungsfonds, Vorleistungsfonds oder EEG-Fonds. 

6  Zu rechtlichen Aspekte vgl. Gaßner u.a. (2014).  
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jährliche Betrag ausgehend von rund 20 Mrd. € im Jahr 2015 kontinuierlich sinken würde. 
Der jährliche Umlagebetrag würde bis 2035 ungefähr auf das Ausgangsniveau von 2014 
ansteigen und sich danach wie im Fall ohne Fonds entwickeln. 

Im zweiten Modell (Fonds für Umlagendeckel) wird die EEG-Umlage für nicht privilegierte 
Stromverbraucher (gemäß dem Vorschlag von Aigner 2013) auf nominal 4,9 ct/kWh be-
grenzt und die verbleibende Deckungslücke über den Fonds finanziert („horizontaler 
Schnitt“). Der reale Umlagebetrag würde stetig auf rund 10 Mrd. € im Jahr 2050 sinken. 
Dementsprechend müsste die jährliche Zahlung aus dem Fonds bis 2050 auf 18 Mrd. € 
steigen. Insgesamt müsste aus dem Fonds (real) eine Summe von 266 Mrd. € geleistet 
werden.  

Im dritten Modell (Fonds für Vergütungsdeckel) werden Vergütungszahlungen oberhalb von 
(real) 9 ct/kWh durch den Fonds anstelle der Umlage finanziert. Damit würden insbeson-
dere frühere Mehrkosten der Photovoltaik und künftige Mehrkosten der Windkraft auf See 
als Innovationskosten aus dem Vorleistungsfonds finanziert. Hinzu kommen Vergütungen 
für Strom aus Biomasse. In diesem Modell würde sich die Umlage zunächst sprunghaft auf 
3 ct/kWh vermindern, im Jahr 2035 wieder das Ausgangsniveau erreichen und dann konti-
nuierlich auf (real) 6 ct/kWh im Jahr 2050 steigen. Aus dem Fonds müsste eine Summe 
von 254 Mrd. € finanziert werden. 

In allen drei Modellen ergäbe sich ein recht großer Finanzbedarf, der je nach Modell einen 
stark unterschiedlichen zeitlichen Verlauf aufweist. Dabei erscheint insbesondere das erste 
Modell (Bestandsanlagen) als wenig überzeugend, weil kaum einsehbar ist, dass die Um-
lage kurzfristig auf null fallen und danach aber wieder stark zunehmen soll.  

In der Studie des IASS (Matschoss, Töpfer 2015) wird eine Modifikation des dritten Modells 
(modifizierter Vergütungsdeckel) vorgeschlagen. Dabei soll der Fonds auf innovationsbe-
dingte Kosten der PV und der Offshore-Windenergie beschränkt werden, die über 9 ct/kWh 
liegen, während die Kosten der (weniger innovativen) Biomasse weiterhin in der Umlage 
bleiben. Dadurch sinkt die Umlage anfänglich weniger stark und der gesamte Finanzbedarf 
des Fonds vermindert sich auf 146 Mrd. €. In einer weiteren Variante würde die Umlage 
2015 nicht sinken und danach steigen, sondern bis 2034 real konstant bleiben und erst 
danach weiter ansteigen. Der gesamte Finanzbedarf des Fonds würde sich dann auf 60 
Mrd. € vermindern. Er würde sich (wie in der ersten Variante) auf die nächsten zwei Jahr-
zehnte konzentrieren. Allerdings wäre damit auch der Entlastungseffekt auf die EEG-Um-
lage in diesem Zeitraum mit rund 3 Mrd. € pro Jahr relativ gering.  

Unabhängig davon, welche Teile der EEG-Kosten von der Umlage in einen Fonds überführt 
werden, stellt sich die Frage, wie der Fonds finanziert werden könnte, d.h. wer letztlich die 
Kosten tragen sollte und wie eventuelle Kredite zur Überbrückung der Zeitpunkte von Aus-
gaben und Einnahmen bereitgestellt werden könnten. Als Finanzierungsgrundlage disku-
tiert wurden Belastungen der Anlagenbetreiber sowie der Stromverbraucher und der öffent-
lichen Haushalte, d.h. der gegenwärtigen bzw. künftigen Steuerzahler.   

Eine Belastung der Anlagenbetreiber nach dem Abschreibungszeitraum („goldenes Ende“) 
wäre in Form einer Abgabe oder einer Preisregulierung denkbar (Gaßner u.a. 2014). Die 
Erträge hieraus wären allerdings sehr unsicher und könnten allenfalls nur einen kleinen Teil 
des Finanzbedarfs decken.  
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Eine Belastung der Stromverbraucher kommt vor allem dann in Betracht, wenn das Haupt-
ziel des Fonds in der zeitlichen Streckung der EEG-Kosten besteht. Ein Teil der heutigen 
EEG-Umlage würde dann durch eine zusätzliche Belastung des Stromverbrauchs in künf-
tigen Jahren ersetzt. Denkbar wäre hierfür eine Sondersteuer auf Strom, die dann künftig 
ähnlich wie eine erhöhte Umlage wirken würde (zweite Stromsteuer). Eine solche zeitliche 
Verschiebung der Belastung des Stromverbrauchs könnte sinnvoll erscheinen, wenn die 
EEG-Kosten nur vorübergehend hoch wären und sich nach einigen Jahren wesentlich ver-
mindern würden. Dies ist nach den Szenarien der genannten Studien bis 2050 jedoch nicht 
zu erwarten, so dass durch die zeitliche Streckung künftige Stromverbraucher stärker be-
lastet würden als heutige Stromverbraucher. Hinzu kämen Zinsaufwendungen, die trotz der 
gegenwärtig sehr niedrigen Zinsen längerfristig die finanzielle Belastung erhöhen würde.  

Abgesehen von der im vorigen Abschnitt diskutierten unmittelbaren Finanzierung der EEG-
Kosten durch die Steuerzahler bestünde eine denkbare Option in einer Finanzierung aus 
öffentlichen Haushalten mit staatlicher Neuverschuldung. Dem steht allerdings das politi-
sche Ziel entgegen, die Staatsverschuldung zu begrenzen (Schuldenbremse). Auch wenn 
die Finanzierung durch einen Fonds erfolgt und der Staat die Schulden garantieren soll, 
könnte dies unter die Schuldenbremse fallen. Unabhängig hiervon dürfte es strittig sein, 
inwieweit es gerechtfertigt wäre, die Kosten des gegenwärtigen Ausbaus erneuerbarer 
Energien stärker auf künftige Generationen zu verteilen, wenn diese durch den weiteren 
Ausbau ohnehin stark belastet werden.  

Die Diskussion unterschiedlicher Fondsmodelle führt zum Ergebnis, dass das EEG damit 
letztlich teilweise über den Staatshaushalt finanziert würde. Dadurch könnte allerdings die 
„Gesamtarchitektur“ (Matthes, Haller u.a. 2014) des EEG in Frage gestellt werden (siehe 
Abschnitt 4). Ein EEG-Fonds könnte nur sehr bedingt zu einer gerechteren intertemporalen 
Verteilung der Kostenbelastungen beitragen. Sofern nicht künftig wesentlich höhere Strom-
preise und damit tendenziell geringere Differenzkosten als heute erwartet werden können, 
sind die Möglichkeiten, mit einem Fonds eine zeitliche Glättung der Belastungen zu errei-
chen, begrenzt.  

6 VERMINDERUNG DER STROMSTEUER 

Zur teilweisen Kompensation der finanziellen Belastung der Stromverbraucher durch eine 
steigende EEG-Umlage könnte die Stromsteuer gesenkt werden. Wie die EEG-Umlage 
wirkt die Stromsteuer im Bereich der privaten Haushalte ebenfalls regressiv, so dass ein-
kommensschwächere Haushalte hiervon relativ stärker betroffen sind. Da eine allgemeine 
Absenkung der Stromsteuer große Vorteile für Haushalte mit hohem Stromverbrauch brin-
gen würde, hat das DIW Berlin vorgeschlagen, stattdessen einen Grundfreibetrag bei der 
Stromsteuer einzuführen (Neuhoff u.a. 2012). Nach diesem Vorschlag könnte der Steuer-
satz z.B. für die ersten 1000 kWh auf den Mindestsatz für Haushalte von 0,1 ct/kWh (Ener-
giesteuer-Richtlinie 2003/96/EG) reduziert werden, während für den darüber hinausgehen-
den Verbrauch weiterhin der bisherige Satz von 2,05 ct/kWh gilt. Da ein solcher Grundfrei-
betrag unter dem Jahresverbrauch der meisten Haushalte liegt, würde dadurch die beab-
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sichtigte Lenkungswirkung der Stromsteuer zur Senkung des Stromverbrauchs kaum be-
einträchtigt. 

Der Grundfreibetrag würde für alle Haushalte gleichermaßen angewendet. Dadurch würden 
unverhältnismäßig hohe Transaktionskosten für Stromversorgungsunternehmen vermie-
den, die im Fall einer Differenzierung zwischen reichen und armen Haushalten notwendig 
würden. Weil der Grundfreibetrag bei einkommensschwachen Haushalten einen größeren 
Anteil des Stromverbrauchs als bei einkommensstarken Haushalten ausmacht, würden ein-
kommensschwache Haushalte hierdurch überproportional stark von der Stromsteuer ent-
lastet.  

Durch diese Änderung der Besteuerung würde jeder Haushalt 19,50 € pro Jahr bzw. 1,63 € 
pro Monat an Stromsteuer sparen (ohne Mehrwertsteuer). Das Gesamtaufkommen der 
Stromsteuer würde sich im Bereich der privaten Haushalte um insgesamt 784 Mio. € pro 
Jahr vermindern (im Jahr 2014).7  

Dieses Beispiel zeigt, dass eine Senkung der Stromsteuer dem unerwünschten Vertei-
lungseffekt der EEG-Umlage teilweise entgegenwirken könnte. Zudem erscheint eine Sen-
kung der Stromsteuer auch umweltökonomisch gerechtfertigt, da die Lenkungswirkung zur 
Internalisierung externer Effekte in Anbetracht der EEG-bedingt gestiegenen Strompreise 
nicht mehr in dem bisherigen Maße erforderlich ist. Die monatliche Entlastungswirkung ei-
ner solchen Anpassung für einen privaten Haushalt wäre allerdings recht gering.  

7 ERHÖHUNG VON SOZIALLEISTUNGEN 

Aufgrund der regressiven Verteilungswirkungen von Strompreiserhöhungen stellt sich die 
Frage, inwieweit zusätzliche finanzielle Belastungen der Stromverbraucher Anpassungen 
im Bereich der Sozialpolitik erfordern (Neuhoff u.a. 2012, Tews 2013). Im Mittelpunkt der 
Sozialpolitik steht letztlich die Teilhabe der Bürger am gesellschaftlichen Leben. Durch die 
Politik sollen hierfür die ökonomischen und sozialen Voraussetzungen verbessert werden. 
Im engeren Sinne besteht Sozialpolitik aus staatlichen Maßnahmen zur Umverteilung (z. B. 
Sozialhilfe) und Absicherung von unterschiedlichen Risiken (z. B. Altersvorsorge). Neben 
allgemeinen Verteilungsaspekten stehen dabei Belastungen bzw. Risiken für besonders 
armutsgefährdete Bevölkerungsgruppen im Vordergrund. 

Leistungen zur Bestreitung des Lebensunterhalts bei Hilfebedürftigkeit bestehen zum einen 
in der Sozialhilfe als Hilfe zum Lebensunterhalt sowie als Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung nach SGB XII und zum anderen in der Grundsicherung für Arbeitssu-
chende als Arbeitslosengeld II sowie Sozialgeld nach SGB II (BMAS 2014). Der notwendige 
Lebensunterhalt wird anhand von sechs Regelbedarfsstufen (RBS) bestimmt, die sich am 
Lebensstandard einkommensschwacher Haushalte orientieren. Hierfür werden durch-

                                                

 

7  Zu berücksichtigen sind jedoch die Belastungen, die sich aus der Gegenfinanzierung der Steuerminderein-

nahmen ergeben können (vgl. Abschnitt 4). 
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schnittliche Verbrauchsausgaben einkommensschwacher privater Haushalte zugrunde ge-
legt, die das Statische Bundesamt alle fünf Jahre in der Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe (zuletzt EVS 2008) ermittelt. Die Regelbedarfsstufen werden für die Zwischenjahre 
auf Grundlage eines Mischindexes fortgeschrieben, der die bundesweite Entwicklung der 
Preise für regelbedarfsrelevante Güter und Dienstleistungen (Gewichtung 70 %) und der 
Nettolöhne (Gewichtung 30 %) widerspiegelt (§ 28a SGB XII, Elbel, Wolz 2012, Bundesrat 
2914, Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung RBSFV 2015). Diese Regelbedarfe 
gelten auch für das Arbeitslosengeld II und das Sozialgeld.  

Der Regelbedarf umfasst neben Verbrauchsausgaben einkommensschwacher Haushalte 
für Ernährung, Kleidung, Wohnungsausstattung und Gesundheit u.a. auch die Stromaus-
gaben für Beleuchtung und Geräte. Für dezentrale Warmwasserbereitung wird jeweils ein 
pauschaler Mehrbedarf angerechnet. Der notwendige Lebensunterhalt umfasst darüber 
hinaus auch (nicht pauschalisierte) Ausgaben für Unterkunft, Heizung und zentrale Warm-
wasserbereitstellung, die von den Sozialhilfeträgern unter der Berücksichtigung der Ange-
messenheit festgesetzt werden (sofern kein Wohngeld bezogen wird). Der Regelbedarf für 
Alleinstehende und Alleinerziehende (Regelbedarfsstufe 1) ist zum 1.1.2015 um 2,12 % auf 
399 € gestiegen (RBSFV 2015). Hinzu kommt ein eventueller Mehrbedarf für dezentrale 
Warmwassererzeugung von 2,3 % bzw. 9,18 €.  

Ein einkommensschwacher Einpersonenhaushalt (unterste 15 %) hat im Jahr 2008 durch-
schnittlich 28,12 € pro Monat für Strom ausgegeben (ohne Heizstrom). Dies waren 7,8 % 
der gesamten regelbedarfsrelevanten Ausgaben von 361,81 € (Elbel, Wolz 2012). Über-
trägt man den damaligen Anteil auf den aktuellen Wert, so wären im Regelbedarf 2015 31 € 
für Strom (Haushaltsenergie ohne Heizung und Warmwasser) enthalten. Eine solche pro-
portionale Zurechnung der zwischenzeitlichen Erhöhungen ist allerdings problematisch und 
unterschätzt den aktuellen Stromanteil im Regelbedarf, da der gesamte Regelbedarf an-
hand eines speziellen Index fortgeschrieben wird, der auch die überproportionalen Strom-
preissteigerungen erfasst.  

Insgesamt betrachtet bewirken die bestehenden Regelungen grundsätzlich, dass energie-
politisch bedingte Strompreiserhöhungen letztlich zu entsprechenden Anpassungen von 
Sozialleistungen führen.8 Diese Anpassungen erfolgen allerdings nur verzögert und inso-
fern unvollständig. Da die zugrundeliegenden Daten der EVS nur alle fünf Jahre erhoben 
werden, sind die jährlichen Fortschreibungen der Regelbedarfe maßgeblich. Diese Fort-
schreibung beruht z.B. für die Höhe der Leistungen ab dem 1.1.2015 auf relativ aktuellen 
Monatsdaten von Juli 2013 bis Juni 2014. Damit können jedoch Preiserhöhungen im lau-
fenden Leistungsjahr noch nicht erfasst werden. Nach Berechnungen des DIW Berlin hat 

                                                

 

8  Unabhängig davon ist es fraglich, ob die auf empirischer Basis festgelegten Sozialleistungen insgesamt 

hoch genug sind, um einen angemessenen Lebensunterhalt zu ermöglichen (vgl. Tews 2013).  
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dieser Effekt infolge der Erhöhung der EEG-Umlage für einen einkommensschwachen Ein-
personenhaushalt im Jahr 2013 1,67 Euro pro Monat ausgemacht (Neuhoff u.a. 2012).9 
Aufgrund der starken Preiserhöhung war der (vorübergehende) Effekt im Jahr 2013 beson-
ders hoch. Im Jahr 2015 hat sich hingegen ein solcher Nachteil verzögerter Anpassung 
nicht ergeben, da die EEG-Umlage und der Strompreis für private Haushalte gegenüber 
dem Vorjahr leicht gesunken sind.10  

Aufgrund der automatischen Anpassungen der Sozialleistungen und der relativ geringen 
Effekte, die durch gewisse Verzögerungen bei der Aktualisierung von Regelbedarfen her-
vorgerufen werden, erscheint es derzeit nicht erforderlich, die generellen Regeln der Sozi-
alleistungen zu ändern, um den gestiegenen Strompreisen Rechnung zu tragen.  

Soweit Transferzahlungen an steigende Strompreise angepasst werden, werden Erhöhun-
gen der EEG-Umlage für armutsgefährdete Haushalte indirekt durch den Staatshaushalt 
finanziert. Da die Regelbedarfe auf historischen Verbrauchsausgaben und jährlichen Fort-
schreibungen anhand eines Preisindex basieren, ist ein Großteil der bisherigen zusätzli-
chen Stromausgaben dieser Haushalte somit über öffentliche Mittel kompensiert worden. 
Auch eventuelle weitergehende Anpassungen der Sozialleistungen müssten letztlich über 
den Staatshaushalt finanziert werden.   

Es ist allerdings zu beachten, dass nur ein Teil der als armutsgefährdet geltenden Personen 
Sozialleistungen der Grundsicherung beziehen. In Deutschland haben 2013 gut 9% der 
Bevölkerung Grundsicherungsleistungen erhalten, während nach den EU-weit einheitlichen 
Indikatoren über 20% armutsgefährdet sind (Schüssler 2015). Diese Differenz ist zum Teil 
auf unterschiedliche konzeptionelle Abgrenzungen und Berechnungsmethoden zurückzu-
führen, zum großen Teil aber auch auf verdeckte Armut in dem Sinn, dass Personen einen 
an sich bestehenden Anspruch auf Grundsicherungsleistungen nicht wahrnehmen 
(ebenda). Dies gilt insbesondere für armutsgefährdete Einpersonenhaushalte. Gründe hier-
für bestehen in mangelnder Kenntnis der gesetzlichen Regelungen, einer geringen Ver-
trautheit mit den bürokratischen Verfahren und der Scham, als Bittsteller an die Ämter her-
anzutreten, vor allem aber auch in einer gezielten Vermeidung eines Übergangs in das 
Grundsicherungssystem mit den damit verbundenen Überprüfungen und Anrechnungen 
(vgl. Schüssler 2015). Mit dem Verzicht auf Grundsicherung sind diese Personen auch von 
der Kompensation von Preissteigerungen durch Leistungsanpassungen ausgeschlossen.11  

                                                

 

9  Eine Kompensation dieses Effektes hätte im Jahr 2013 ein Volumen von 104 Million € erfordert (Neuhoff 

u.a. 2012). Darüber hinaus können steigende Strompreise z.B. für Studenten, die Anspruch auf Bafög-För-

derung haben, zu realen Einkommensbußen führen, wenn die Transfers nur verzögert und unvollständig 

angepasst werden. 

10  Im Jahr 2016 steigt die EEG-Umlage um 0,18 ct/kWh. Es ist somit eine sehr geringe Belastung durch die 

verzögerte Anpassung zu erwarten. 

11  Als weitere Möglichkeit zur Entlastung von privaten Haushalten mit geringem Einkommen sind Sozialtarife 

für Strom (wie z.B. in Frankreich und Belgien sowie auf freiwilliger Basis in Großbritannien) denkbar. Solche 

Sozialtarife sind allerdings insbesondere aus wettbewerbspolitischen Gründen umstritten.   
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8 VERBESSERUNG DER ENERGIEEFFIZIENZ 

Die Ausgaben für Energie ergeben sich jeweils aus dem Produkt von Energiepreis und 
Energieverbrauch. Somit können Preissteigerungen zumindest teilweise durch einen ver-
minderten Verbrauch ausgeglichen werden. Der Stromverbrauch kann vor allem durch ef-
fizientere Geräte und verbessertes Nutzungsverhalten reduziert werden. Große Einsparpo-
tenziale bestehen z. B. bei Kühlschränken und Geräten der Informationstechnik. 

Aufgrund von unterschiedlichen Hemmnissen werden die Möglichkeiten zur Verbesserung 
der Energieeffizienz zu einem großen Teil nicht ausgeschöpft. Hierzu zählen mangelnde 
Information und Motivation sowie finanzielle Hürden (mangelnde Rentabilität oder Finan-
zierungsmöglichkeiten) insbesondere bei einkommensschwachen Haushalten. Zum Abbau 
solcher Hemmnisse gibt es unterschiedliche Angebote zur Information und Beratung von 
Seiten der Bundesregierung, unterschiedlicher Agenturen, der Verbraucherzentralen und 
beispielsweise auch dem Deutschen Caritasverband. Darüber hinaus können finanzielle 
Anreize dazu beitragen, dass die Energieeffizienz in privaten Haushalten steigt. 

Hierzu hat u.a. das DIW Berlin (Neuhoff u.a. 2012) empfohlen den Ersatz von alten Kühl-
schränken durch effizientere Geräte in einkommensschwachen Haushalten finanziell för-
dern. Eine Prämie von rund 150 € würde etwa die Hälfte der Anschaffungsausgaben de-
cken, die sich dann innerhalb von 2,5 bis vier Jahren amortisieren würden. Ein solches 
Programm würde insgesamt bis zu rund 560 Millionen Euro kosten.  

Im Jahr 2012 wurde durch das Bundesumweltministerium die Stromsparinitiative ins Leben 
gerufen, die von einem Runden Tisch aus Vertretern unterschiedlicher gesellschaftlicher 
Kreise unterstützt wird (www.die-stromsparinitiative.de). Sie bezieht sich insbesondere auf 
onlinegestützte Information und Beratung (kritisch hierzu: Tews 2013). Die Evaluation des 
in diesem Rahmen angebotenen StromChecks zeigt, dass ein allgemeines Interesse an 
solchen Beratungshilfen besteht (Jahnke, Quack 2013). 

Speziell auf einkommensschwache Haushalte zielt der Stromspar-Check von Caritas und 
Energie- und Klimaschutzagenturen (www.stromspar-check.de). In dem vom Bundesum-
weltministerium geförderten Projekt werden Personen, die Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe 
oder Wohngeld beziehen, kostenlos individuell zum Stromverbrauch beraten. Dabei werden 
auch kostenlos Energiesparartikel wie Lampen und Standby-Abschalter (im Wert von bis 
zu 70 €) ausgegeben.  

Im Rahmen von Stromspar-Check PLUS können die Haushalte, die Grundsicherung bezie-
hen, zusätzlich einen Gutschein über 150 € erhalten, wenn sie ihren (mindestens zehn 
Jahre) alten Kühlschrank durch ein effizientes Neugerät (A+++) ersetzen.   

Wie im Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 (BMUB 2014) vorgesehen, sollte geprüft wer-
den, wie die situationsbezogene Beratung und finanzielle Unterstützung für Haushalte mit 
geringem Einkommen bei der Beschaffung energiesparender und ressourcenschonender 
Haushaltsgroßgeräte fortgeführt werden kann. Eine solche Unterstützung erscheint nach 
wie vor sinnvoll. 
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9 FAZIT  

Die gesellschaftliche Akzeptanz der Förderpolitik hängt unter anderem davon ab, wie hoch 
die gesamten finanziellen Belastungen sind und wie sie zwischen Unternehmen und Haus-
halten sowie innerhalb dieser Bereiche wie auch zwischen Generationen aufgeteilt werden. 
Vor diesem Hintergrund sind in den letzten Jahren unterschiedliche Ansätze zur Diskussion 
gestellt worden, mit denen die finanziellen Belastungen der Stromverbraucher durch das 
EEG insgesamt bzw. für bestimmte Verbrauchergruppen wie einkommensschwache Haus-
halte vermindert werden könnten.  

Zu einer Entlastung aller Verbraucher könnte grundsätzlich eine Verminderung der EEG-
Differenzkosten beitragen. Die vorgegebenen langfristigen Ausbauziele sollten unter Be-
rücksichtigung von zu erwartenden Lerneffekten mit möglichst geringen Kosten erreicht 
werden. Da sich ein Großteil des Umlagebetrages für die nächsten Jahre bereits durch 
historische Verpflichtungen ergibt, sind die Möglichkeiten zur Entlastung der Verbraucher 
durch eine effizientere Förderung begrenzt. Neben der Ausgestaltung des Fördermodells 
hängen die Differenzkosten auch von der Preisentwicklung fossiler Energien und der 
Strommarktstruktur ab. Außerdem erhöhen politische Maßnahmen, die zu einer Internali-
sierung von externen Kosten des Klimawandels im Kraftwerksbereich beitragen, die Bör-
senstrompreise. Höhere Börsenstrompreise vermindern zwar die EEG-Differenzkosten, sie 
führen aber zu erhöhten Strompreisen für Verbraucher.  

Die finanziellen Belastungen von nicht-privilegierten Letztverbrauchern könnten durch eine 
Verbreiterung der Umlagebasis vermindert werden. Deshalb sollten Ausnahmen für ener-
gieintensive Unternehmen durch die Besondere Ausgleichsregelung und für den Eigenver-
brauch auf das notwendige Maß beschränkt werden. Um nicht-privilegierte Verbraucher zu 
entlasten, müsste der Kreis der Begünstigten durch eine weitere Verschärfung der zugrun-
deliegenden Schwellenwerte einschränkt werden und die begünstigten Stromverbraucher 
müssten höhere Anteile an der Umlage tragen. Dabei sollte die Wettbewerbsfähigkeit 
stromkosten- und handelsintensiver Unternehmen nicht gefährdet werden. 

Eine Finanzierung des EEG aus öffentlichen Haushalten anstatt der Umlage könnte unter 
Umständen einer regressiven Verteilungswirkung entgegenwirken. Allerdings würde sie 
den Grundcharakter des EEG verändern und wäre ihrerseits mit erheblichen Problemen 
verbunden. Es bestünde die Gefahr einer Stop-and-go-Förderpolitik in Abhängigkeit von 
der jeweiligen Haushaltslage. Die privaten Haushalte würden insgesamt stärker belastet als 
im Fall einer Umlage. Die regressive Verteilungswirkung im Haushaltbereich würde nur im 
Fall der Erhöhung der Einkommensteuer vermieden, deren Umsetzung allerdings voraus-
sichtlich umstritten wäre. Außerdem würden die finanziellen Anreize für Energieeffizienz 
und Energieeinsparungen vermindert. Deshalb sollten die EEG-Kosten auch künftig grund-
sätzlich über eine Umlage auf den Stromverbrauch finanziert werden. 

Eine teilweise Finanzierung des EEG aus einem EEG-Fonds könnte sinnvoll erscheinen, 
wenn die EEG-Kosten nur vorübergehend hoch wären und sich nach einigen Jahren we-
sentlich vermindern würden. Ein Fonds könnte dann zu einer Glättung der Belastungen und 
somit eventuell zu einer gerechteren intertemporalen Verteilung beitragen. Eine wesentli-
che Verminderung der EEG-Differenzkosten ist nach den vorliegenden Szenarien auf ab-
sehbare Zeit jedoch nicht zu erwarten, so dass bei einer längerfristigen zeitlichen Streckung 
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künftige Stromverbraucher (durch Umlagen, Tilgung und Zinsen) stärker belastet würden. 
Die diskutierten Fondsmodelle würden letztlich dazu führen, dass die EEG-Kosten teilweise 
aus öffentlichen Haushalten finanziert würden.  

Zur teilweisen Kompensation der finanziellen Belastung der Stromverbraucher durch eine 
steigende EEG-Umlage könnte die Stromsteuer gesenkt werden. Durch einen Freibetrag 
würden einkommensschwache Haushalte relativ stark von der Stromsteuer entlastet, wobei 
der Anreiz zur Verminderung des Stromverbrauchs erhalten bliebe. Die Entlastungswirkung 
wäre allerdings recht begrenzt.  

Da Strompreissteigerungen infolge des Ausbaus erneuerbarer Energien bei einkommens-
schwachen Haushalten eine relativ starke Bedeutung haben können, stellt sich die Frage, 
inwieweit dies Anpassungen im Bereich der Sozialpolitik erfordert. Die bestehenden Rege-
lungen der Grundsicherung bewirken, dass Strompreiserhöhungen letztlich zu entspre-
chenden Erhöhungen von Sozialleistungen führen. Diese Erhöhungen erfolgen allerdings 
nur verzögert und insofern unvollständig. Angesichts einer relativ stabilen EEG-Umlage er-
scheint es derzeit aber nicht erforderlich, die generellen Regeln der Sozialleistungen zu 
ändern, um den gestiegenen Strompreisen Rechnung zu tragen. 

Strompreissteigerungen können zumindest teilweise durch einen verminderten Verbrauch 
ausgeglichen werden. Durch Angebote zur Information und Beratung kann auf eine Ver-
minderung des Stromverbrauchs hingewirkt werden. Darüber hinaus können insbesondere 
gezielte finanzielle Anreize für einkommensschwache Haushalte dazu beitragen, dass de-
ren Stromverbrauch und damit auch die Stromausgaben vermindert werden. 

Alles in Allem zeigt die Diskussion der unterschiedlichen Vorschläge, dass kein einfacher 
Königsweg zur Verminderung der Verteilungswirkungen der EEG-Umlage in Sicht ist. Dabei 
ist grundsätzlich zu beachten, dass die durchschnittliche Belastung der privaten Haushalte 
durch die EEG-Umlage mit einem Anteil von 0,6 % an den gesamten Konsumausgaben 
relativ gering ist. Insofern besteht für Haushalte mit mittleren Einkommen kein signifikantes 
Verteilungsproblem, obwohl die EEG-Umlage - wie z.B. auch die Stromsteuer - regressiv 
wirkt. Insbesondere für armutsgefährdete Haushalte können die gestiegenen Strompreise 
hingegen zu wesentlichen Belastungen führen, soweit sie nicht durch die Anpassung von 
Sozialleistungen ausgeglichen werden. Dennoch sollte das Umlagesystem, mit dem die 
EEG-Kosten verursachungsgerecht auf den Stromverbrauch überwälzt werden, nicht durch 
eine allgemeine Steuerfinanzierung ersetzt werden. Auch Fondsmodelle versprechen keine 
überzeugende Lösung. Neben dem Bemühen die gesamten Differenzkosten gering zu hal-
ten, sollten die Sonderregelungen für stromintensive Unternehmen weiterhin kritisch geprüft 
werden, um die Gesamtbelastung der nicht-privilegierten Stromverbraucher zu begrenzen. 
Zudem sollte die Aufmerksamkeit bei der Diskussion von Verteilungswirkungen speziell auf 
die finanziellen Belastungen von einkommensschwachen Haushalten gerichtet werden. 
Von Seiten der Sozialpolitik muss vor allem sichergestellt sein, dass die Sozialleistungen 
den aktuellen Anforderungen entsprechen. Flankierend kann von energiepolitischer Seite 
gezielt die Energieeffizienz in einkommensschwachen Haushalten gefördert werden.  
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